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Monat die Fahrkosten mit — ,05 DM pro zurückzulegenden Kilome
ter abgegolten. In den Fällen der Absätze 2 und 3 gelten die dort 
getroffenen Regelungen entsprechend.

(5) Ist ein behinderter Antragsteller, der keinen Anspruch auf 
Förderung nach der А Reha hat, wegen seiner Behinderung auf eine 
Begleitperson angewiesen, werden die Fahrkosten für diese entspre
chend den Absätzen 2 und 4 erstattet.

(6) Die im Zusammenhang mit der Prüfung anfallenden Fahrkosten 
sind nach Maßgabe der Absätze 1 bis 5 zu gewähren, wenn die 
Prüfung spätestens sechs Monate nach Abschluß der Maßnahme 
beginnt oder die Verzögerung vom Teilnehmer nicht zu vertreten ist.

(7) Für Pendelfahrten zwischen Wohnung und Schulungsstätte wird 
höchstens der Betrag gewährt, der bei auswärtiger Unterbringung 
nach § 16 Abs. 2 zu leisten wäre.

§15
Arbeitskleidung

(1) Die Kosten für die Beschaffung von Arbeitskleidung, die für die 
praktische Unterweisung notwendig sind, werden bis zur Höhe von 
100,— DM getragen.

(2) Die Kosten werden in voller Höhe getragen, wenn der 
Antragsteller die Voraussetzungen des § 44 Abs. 2 Satz 2 oder 
Abs. 2b AFG erfüllt.

§ 16
Unterkunft und Verpflegung

(1) Ist eine auswärtige Unterbringung notwendig, werden die 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung nach Maßgabe der Absätze 2 
und 3 getragen.

(2) Gewährt wird
a) für Unterkunft eine monatliche Pauschale von 90,— DM und
b) für Verpflegung Nichtalleinstehenden eine monatliche Pauscha

le von 120,— DM, Alleinstehenden eine monatliche Pauschale 
von 60,— DM.

(3) Stellt der Träger der Maßnahme im Einvernehmen mit dem 
Arbeitsamt die Unterkunft und Verpflegung bereit, werden die 
Kosten für Unterkunft in voller Höhe getragen. Die Kosten für 
Verpflegung werden getragen, soweit sie
a) bei Nichtalleinstehenden 60,— DM,
b) bei Alleinstehenden 150,— DM
monatlich übersteigen. Der vom Teilnehmer zu zahlende Betrag ist 
vom Unterhaltsgeld einzubehalten und an den Maßnahmeträger zu 
überweisen.

(4) Das Einvernehmen nach Absatz 3 darf nur hergestellt werden, 
wenn die Teilnehmer die Voraussetzungen des § 44 Abs. 2 Satz 2 oder 
Abs. 2b AFG erfüllen und die vom Träger geforderten Kosten 
angemessen sind.

(5) § 14 Abs. 6 gilt hinsichtlich der Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung entsprechend.

§ 17
Krankenversicherung

Für Teilnehmer an Maßnahmen, deren Krankenbehandlung nicht 
anderweitig sichergestellt ist, werden die notwendigen Kosten einer 
Versicherung gegen Krankheit übernommen.

§ 17a
Kinderbetreuungskosten

Die Kinderbetreuungskosten werden nach den Bestimmungen des 
§ 45 AFG bis zu 30,— DM monatlich getragen, wenn der Antragstel
ler die Voraussetzungen des § 44 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 2b AFG 
erfüllt.

§ 18
Sonstige Kosten

(1) Sonstige Kosten werden bis zur Höhe von 100,— DM getragen, 
wenn sie durch die Teilnahme an einer Maßnahme unvermeidbar 
entstehen.

(2) Die Kosten nach Absatz 1 werden in voller Höhe getragen, 
wenn der Antragsteller

1. die Voraussetzungen des §44 Abs. 2 oder Abs. 2b AFG erfüllt 
oder

2. wegen einer Behinderung nur an einer Maßnahme teilnehmen 
kann, die in einer Rehabilitationsstätte oder in Zusammenarbeit 
mit einer Rehabilitationsstätte durchgeführt wird, ohne daß ein 
Anspruch auf Förderung nach der Anordnung über die Arbeits
und Berufsförderung Behinderter (A Reha) besteht.

(3) §14 Abs. 6 gilt hinsichtlich der Erstattung sonstiger Kosten 
entsprechend.

§ 19
Einarbeitungszuschuß

(1) Ein Einarbeitungszuschuß kann gewährt werden, wenn der 
Arbeitgeber durch eine über die übliche — in der Regel kurzfristige 
— Einweisung hinausgehende Maßnahme dem Arbeitnehmer im 
Rahmen eines Einarbeitungsplanes qualifizierende berufliche Kennt
nisse und Fertigkeiten in einem Arbeitsverhältnis vermittelt, die zu 
einer Verbesserung der beruflichen Mobilität des einzuarbeitenden 
Arbeitnehmers führen. Die Dauer der Einarbeitung muß dem Zeit
raum entsprechen, der notwendig ist, um dieses Ziel zu erreichen. Die 
Gewährung eines Einarbeitungszuschusses ist keine Förderung im 
Sinne des § 42 Abs. 2 AFG. § 8 findet entsprechend Anwendung.

(2) Der Einarbeitungszuschuß kann nur gewährt werden, wenn der 
Arbeitnehmer mindestens sechs Monate beruflich tätig war und die 
vorgesehene Einarbeitung länger als vier Wochen dauert. § 7 Abs. 3 
gilt entsprechend.

(3) Die Höhe und Dauer des Einarbeitungszuschusses richtet sich 
grundsätzlich nach dem Unterschied zwischen dem vorhandenen 
Leistungsvermögen des einzuarbeitenden Arbeitnehmers und den 
Anforderungen am vorgesehenen Arbeitsplatz. Der Bemessung des 
Einarbeitungszuschusses ist das zu Beginn der Einarbeitung maßgeb
liche Arbeitsentgelt zugrunde zu legen.

(4) Ein Einarbeitungszuschuß kann auch im Anschluß an eine 
Maßnahme, die nach den §§ 10 bis 18 gefördert wurde, gewährt 
werden, wenn eine zusätzliche Einarbeitung notwendig ist.

(5) Das Arbeitsamt kann verlangen, daß dem Antrag auf Einarbei
tungszuschuß eine Stellungnahme des Betriebs- oder Personalrats 
beizufügen ist Der Einarbeitungszuschuß kann mit der Auflage 
bewilligt werden, daß die zweckentsprechende Verwendung der 
Leistungen nach Ablauf der Förderungsfrist nachgewiesen wird und 
daß dem Nachweis auch eine Stellungnahme des Betriebs- oder 
Personalrats beizufügen ist.

Dritter Abschnitt 
Verfahren

§20
Antragsteliung

(1) Die Leistungen nach dieser Anordnung werden auf Antrag 
gewährt. Der Antrag soll schriftlich und rechtzeitig vor Beginn der 
Maßnahme gestellt werden. Wird der Antrag erst nach dem Eintritt in 
eine Maßnahme gestellt, werden Leistungen nach dieser Anordnung 
frühestens vom Zeitpunkt der Antragstellung an gewährt.

(2) Der Antrag auf Leistungen nach den §§ 10 bis 18 ist bei dem 
Arbeitsamt zu stellen, in dessen Bezirk der Antragsteller wohnt. Wird 
der Antrag erst nach dem Eintritt in eine Maßnahme gestellt, kann er 
auch bei dem Arbeitsamt eingereicht werden, in dessen Bezirk die 
Maßnahme durchgeführt wird. Der Antrag auf Einarbeitungszuschuß 
nach § 19 ist vom Arbeitgeber bei dem Arbeitsamt zu stellen, in 
dessen Bezirk der Betrieb seinen Sitz hat. Der Leiter der Zentralen


